
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Jan Korte, Dr. Diether Dehm,
Heike Hänsel, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
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Umfang und Auswirkungen der sogenannten Aserbaidschan-Affäre

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Im Rahmen der seit 2007 anhaltenden „Aserbaidschan-Affäre“ stimmten Poli-
tiker aus Italien, Deutschland, Spanien, Belgien und den Niederlanden in den 
vergangenen Jahren im Europarat auffällig oft gegen die Menschenrechte und 
für Aserbaidschan. Offenbar ist es dem autokratischen Regime der Kaukasus-
republik gelungen, etliche Stimmen regelrecht zu kaufen. Von „Kaviardiplo-
matie“ sprechen Experten (vgl. hierzu u. a. den ausführlichen Untersuchungs-
bericht der unabhängigen Untersuchungskommission des Europarates vom 
15. April 2018: http://assembly.coe.int/Communication/IBAC/IBAC-GIAC-R
eport-EN.pdf) und die wichtigsten Vertreter auf der deutschen Seite waren of-
fenbar Politiker und Politikerinnen von CDU und CSU. Aktuell weiten sich 
nach Medienberichten die Ermittlungen in Deutschland aus und mehrere Ab-
geordnete der Fraktion der CDU/CSU stehen im Verdacht, von dem Regime 
im Gegenzug für politische Unterstützung Geld genommen zu haben (vgl. 
u. a. Süddeutsche Zeitung vom 3. Mai 2021). Neben einigen ehemaligen und 
aktuellen Bundestagsabgeordneten werden in den Medien auch ein früherer 
Regierungssprecher sowie ein Parlamentarischer Staatssekretär mit der Affäre 
in Verbindung gebracht, gegen beide soll allerdings derzeit nicht ermittelt wer-
den (ebd.).

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die Bundesregierung misst dem Parlamentarischen Fragewesen höchste Bedeu-
tung bei. Es ist stets ihr Anliegen, Fragen aus dem Parlament substanziell, um-
fassend und fristgerecht zu beantworten. Dieser besonderen Bedeutung trägt die 
Bundesregierung in der Bearbeitung und Beantwortung jeder einzelnen Frage 
Rechnung.
Das verfassungsrechtlich garantierte parlamentarische Frage- und Informations-
recht und die Antwortpflicht der Bundesregierung unterliegen jedoch Grenzen. 
Hierzu gehören die Grenzen, die das Bundesverfassungsgericht näher konkreti-
siert hat, aber auch solche, die sich unmittelbar aus verfassungsrechtlichen 
Prinzipien ergeben.
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Zu diesen Prinzipien gehören die Gewaltenteilung und die Freiheit des Man-
dats.
Vor diesem Hintergrund begegnen Fragen, die die Bundesregierung dazu veran-
lassen sollen, eine Bewertung von Äußerungen sowie des Handelns von Abge-
ordneten und ehemaligen Abgeordneten in deren Mandatstätigkeit vorzuneh-
men, verfassungsrechtlichen Bedenken.
Eine Mitwirkung bei der Kontrolle des Handelns von Abgeordneten wäre allen-
falls innerhalb der engen Grenzen eines Strafverfahrens oder eines Untersu-
chungsausschusses denkbar. Selbst in einem solchen Fall würden Informatio-
nen nur den zuständigen Ermittlungspersonen zugänglich, aber nicht öffentlich 
gemacht werden.
Die Beantwortung der Fragen 1 bis 13 kann daher zum Teil nicht oder nur sehr 
eingeschränkt erfolgen.

 1. Wie bewertet die Bundesregierung die aktuelle politische und menschen-
rechtliche Situation in Aserbaidschan?

Die Republik Aserbaidschan ist im Rahmen des Beitritts zum Europarat Ver-
pflichtungen zur Rechtsstaatlichkeit und der Achtung von Menschenrechten 
eingegangen. Die bilateralen Beziehungen der Bundesregierung zur Republik 
Aserbaidschan können nur auf dieser Grundlage fortentwickelt werden.
Vorhandene Defizite – so zum Beispiel bei Meinungs- und Versammlungsfrei-
heit – werden regelmäßig in bilateralen Gesprächen mit der aserbaidschani-
schen Seite thematisiert. Dies gilt ebenso für Gespräche und Dialogforen im 
Rahmen des Europarats und der Organisation für Stabilität und Zusammenar-
beit in Europa (OSZE). Menschenrechte sind zudem ein Teil des Dialogs der 
Europäischen Union (EU) mit Aserbaidschan.
Zu den erreichten Fortschritten zählen beispielsweise die Gründung eines Dia-
logforums der Regierung mit Nichtregierungsorganisationen im vergangenen 
Jahr 2020 und die Umsetzung einiger Urteile des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte.

 2. Wie schätzt die Bundesregierung die Wirkung der laut Medienberichten 
mutmaßlich gekauften positiven Berichterstattung und Einflussnahme 
durch deutsche Parlamentarier (u. a. Süddeutsche Zeitung vom 3. Mai 
2021) innerhalb der aserbaidschanischen Gesellschaft ein, und hat sie 
Anhaltspunkte dafür, dass das Regime Ilham Alijew davon profitierte?

In Aserbaidschan ist die Informationsfreiheit stark eingeschränkt (Rang 167 
von 180 Ländern im Press Freedom Index 2021 von Reporter ohne Grenzen). 
Inwieweit Berichterstattung im Sinne der Frage breiteren Kreisen der Bevölke-
rung bekannt geworden ist, kann die Bundesregierung daher nicht einschätzen. 
Insofern hat die Bundesregierung ebenfalls keine Möglichkeit, die Wirkung der 
Beschlüsse zum Beispiel des Europarats auf die aserbaidschanische Gesell-
schaft einzuschätzen.
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 3. Kommt die Bundesregierung, sofern ihr entsprechende Kenntnisse vor-
liegen, zu der gleichen Einschätzung wie der ehemalige Abgeordnete 
Eduard Lintner (CSU), wonach die Präsidentschaftswahlen 2013 in Aser-
baidschan, bei denen Präsident Ilham Alijew offiziell auf 84,7 Prozent 
der Stimmen kam, deutschen Standards entsprochen hätten (vgl. u. a. 
https://www.esiweb.org/pdf/esi_document_id_145.pdf und https://de.wik
ipedia.org/wiki/Eduard_Lintner; bitte begründen)?

Aus Sicht der Bundesregierung ist für die Bewertung der Wahlen in Aserbaid-
schan als OSZE-Teilnehmerstaat vor allem die Einschätzung der Internationa-
len Wahlbeobachtungsmission des Büros für Demokratische Institutionen und 
Menschenrechte der OSZE maßgeblich. Diese stellte eine Reihe gravierender 
Mängel in der Durchführung der Wahlen fest, die die Chancengleichheit der 
Kandidaten beeinträchtigt haben.

 4. Welche eigenen Erkenntnisse hat die Bundesregierung darüber, inwie-
weit die Regierung Aserbaidschans mithilfe von deutschen Politikerin-
nen und Politikern versucht hat und versucht, auf die deutsche und euro-
päische Politik Einfluss auszuüben und die Haltung der Regierungen so-
wie die öffentliche Meinung zu beeinflussen?

Die Korruptionsvorwürfe innerhalb der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarats wurden im Auftrag der Versammlung von einer unabhängigen 
Kommission eingehend untersucht. Der Kommissionsbericht wurde am 15. Ap-
ril 2018 veröffentlicht. Eigene Untersuchungen hat die Bundesregierung nicht 
durchgeführt, da die Aufklärung solcher Sachverhalte in die Zuständigkeit der 
Parlamentarischen Versammlung selbst fällt. Die Bundesregierung verfügt da-
her über keine über den Bericht hinausgehenden Erkenntnisse.

 5. Welche Regularien und Vorkehrungen hat die Bundesregierung für Mit-
glieder der Bundesregierung und der Leitungsebene der Bundesministeri-
en getroffen, um zu verhindern, dass einzelne Personen a) selbst persön-
liche Vorteile im Zusammenhang mit politischem Verhalten durch Dritte 
erhalten können und b) Dritten persönliche Vorteile verschaffen durch 
politisches Verhalten in deren Sinne, wie etwa Abgeordneten (bitte dabei 
erläutern, wie die Bundesregierung die Leitungsebene im Kontext defi-
niert)?

Es besteht ein umfassendes Regelwerk, um zu verhindern, dass Mitglieder der 
Bundesregierung und der Leitungsebene der Bundesministerien selbst persönli-
che Vorteile im Zusammenhang mit politischem Verhalten durch Dritte erhalten 
können oder Dritten persönliche Vorteile verschaffen. Gemäß § 5 des Bundes-
ministergesetzes (BMinG) dürfen Mitglieder der Bundesregierung neben ihrem 
Amt keiner anderweitigen Berufsausübung nachgehen. Zudem sind die Mitglie-
der und ehemaligen Mitglieder der Bundesregierung verpflichtet, dieser über 
Geschenke Mitteilung zu machen, die sie in Bezug auf ihr Amt erhalten. Die 
Bundesregierung entscheidet über deren Verwendung. Nach § 6 BMinG gilt für 
Mitglieder der Bundesregierung, auch nach Beendigung ihres Amtsverhältnis-
ses, eine umfassende Verschwiegenheitspflicht.
Darüber hinaus bestimmen §§ 6a und 6b BMinG, dass Mitglieder und ehemali-
ge Mitglieder der Bundesregierung, die beabsichtigen, innerhalb von 18 Mona-
ten nach ihrem Ausscheiden aus dem Amt eine Erwerbstätigkeit oder sonstige 
Beschäftigung außerhalb des öffentlichen Dienstes aufzunehmen, dies der 
Bundesregierung schriftlich anzuzeigen haben. Die Bundesregierung trifft ihre 
Entscheidung über eine Untersagung auf Empfehlung eines beratenden Gremi-
ums, welches die Anzeige auf mögliche Interessenkonflikte prüft und bewertet. 
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Für Parlamentarische Staatssekretärinnen und Parlamentarische Staatssekretäre 
finden die vorgenannten Regelungen unter den Voraussetzungen des § 7 des 
Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Parlamentarischen Staatssekretäre 
Anwendung.
Soweit es sich bei der Leitungsebene der Bundesministerien um beamtete 
Staatssekretärinnen und Staatssekretäre handelt, ergeben sich die rechtlichen 
Vorgaben aus dem Bundesbeamtengesetz (BBG). Gemäß §§ 60 und 61 BBG 
zählen die Pflicht zur unparteiischen und uneigennützigen Amtsführung zu den 
Grundpflichten. § 67 BBG verpflichtet zu einer weitgehenden Amtsverschwie-
genheit, die auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses fortwirkt. § 71 
BBG enthält ein Verbot der Annahme von Belohnungen, Geschenken und sons-
tigen Vorteilen. Nach § 99 BBG sind insbesondere entgeltliche Nebentätigkei-
ten in der Regel genehmigungspflichtig, wobei die Nebentätigkeit unter ande-
rem dann versagt werden kann, wenn sie Unparteilichkeit und Unbefangenheit 
beeinflussen kann. Die Regelung des § 105 BBG verpflichtet Ruhestandsbeam-
tinnen und Ruhestandsbeamte nach Beendigung des Beamtenverhältnisses in-
nerhalb eines Zeitraums von drei Jahren die Aufnahme von bestimmten Be-
schäftigungen und Erwerbstätigkeiten anzuzeigen. Bei Verletzung beamten-
rechtlicher Dienstpflichten ist ein Disziplinarverfahren einzuleiten.
Darüber hinaus bestimmen sich die Maßnahmen zur Korruptionsprävention al-
ler Dienststellen des Bundes nach der Richtlinie zur Korruptionsprävention in 
der Bundesverwaltung vom 30. Juli 2004. Bestandteil der Richtlinie ist auch 
ein Verhaltenskodex, der Grundsätze für transparentes und integres Verhalten 
aufzeigt. Er verpflichtet zu prüfen, ob Privatinteressen einschließlich Interessen 
von Dritten, denen man sich verbunden fühlt, zu einer Kollision mit Dienst-
pflichten führen könnten. Weitere wichtige Regelungen zur Sicherstellung der 
Integrität in der Bundesverwaltung sind die Empfehlungen zur Korruptionsprä-
vention, die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Förderung von Tätigkeiten 
des Bundes durch Leistungen Privater (Sponsoring) und die Allgemeine Ver-
waltungsvorschrift zum Einsatz von außerhalb des öffentlichen Dienstes Be-
schäftigten (externe Personen) in der Bundesverwaltung.

 6. Hat die Bundesregierung, ähnlich wie der Europarat, eine interne Unter-
suchung über mögliches Fehlverhalten in den Reihen der Mitglieder der 
Bundesregierung und der Leitungsebene der Bundesministerien im Zu-
sammenhang mit der „Aserbaidschan-Affäre“ vorgenommen?

Wenn ja, wann, und mit welchem Ergebnis?

Wenn nein, warum nicht?

Auf die Antwort zu Frage 5 wird verwiesen.

 7. Haben, und wenn ja, welche, vereinbarte dienstliche Kontakte (alle nicht 
bloß zufälligen oder privaten Gespräche und Treffen bei Veranstaltungen, 
Sitzungen, Beratungen, Dienstreisen etc.) von Mitgliedern und/oder Ver-
treterinnen und Vertretern der Bundesregierung (einschließlich Bundes-
kanzleramt) oder der Bundesministerien mit Otto Hauser, dem Honorar-
konsul der Republik Aserbaidschan und ehemaligen Parlamentarischen 
Staatssekretär beim Bundeskanzler und Sprecher der Bundesregierung, 
oder mit dem Deutsch-Aserbaidschanischen Forum stattgefunden?

Auf die als Anlage 1 beigefügte tabellarische Übersicht wird verwiesen.
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 8. Hatten, und wenn ja, welche, Mitglieder der Bundesregierung oder der 
Leitungsebene eines Bundesministeriums ggf. Kontakte zur Gesellschaft 
zur Förderung der deutsch-aserbaidschanischen Beziehungen?

 9. Welche heutigen Mitglieder der Bundesregierung oder der Leitungsebene 
eines Bundesministeriums haben ggf. auf Kosten der „Gesellschaft zur 
Förderung der deutsch-aserbaidschanischen Beziehungen“ Reisen oder 
Veranstaltungen durchgeführt (vgl. hierzu beispielhaft den Artikel „Bar-
geld vom Autokraten“ in der Süddeutschen Zeitung vom 3. Mai 2021), 
und wie bewertet die Bundesregierung dies ggf.?

Die Fragen 8 und 9 werden zusammen beantwortet.
Es haben keine Kontakte bzw. Reisen oder Veranstaltungen im Sinne der Frage-
stellungen stattgefunden.

10. Welche dienstlichen Kontakte (alle nicht bloß zufälligen oder privaten 
Gespräche und Treffen bei Veranstaltungen, Sitzungen, Beratungen, 
Dienstreisen etc.) von Mitgliedern und/oder Vertreterinnen und Vertre-
tern der Bundesregierung (einschließlich Bundeskanzleramt) oder der 
Bundesministerien mit Bundestagabgeordneten, die von staatsanwaltli-
chen Ermittlungen im Zusammenhang mit der „Aserbaidschan-Affäre“ 
betroffen sind oder früher waren (beispielsweise Karin Strenz, Eduard 
Lintner und Axel Fischer), haben ggf. zu Aserbaidschan betreffenden 
Themen stattgefunden (bitte tabellarisch mit Datum, Ort, teilnehmenden 
Personen, für die Teilnehmenden die Ebene des zuständigen federführen-
den Fachreferates ggf. mit anonymisierter Angabe aufführen; dabei nicht 
gemeint sind Kontakte im Zusammenhang mit Beratungen und Sitzun-
gen im Deutschen Bundestag – etwa Ausschussberatungen)?

11. Haben sich die in Frage 10 genannten und die nach Pressemeldungen 
ebenfalls im Kontext der Aserbaidschan-Affäre genannten Bundestags-
abgeordneten Mark Hauptmann, Nikolas Löbel, Thomas Bareiß und 
Olav Gutting (vgl. hierzu u. a. https://www.vice.com/de/article/qjp74b/as
erbaidschan-affare-der-diktator-die-cdu-der-moderator-und-das-geld) 
jeweils ggf. schriftlich an die Bundesregierung im Zusammenhang mit 
Themen Aserbaidschan betreffend, gewendet, und wenn ja, wie oft, und 
wann genau (bitte tabellarisch aufführen)?

12. Resultierten aus den vorgenannten Kontakten und schriftlichen Eingaben 
Veränderungen in der politischen Bewertung und im Umgang mit der 
Regierung Aserbaidschans?

Wenn ja, welche waren dies?

13. Resultierten aus den Gesprächen Initiativen politischer oder wirtschaftli-
cher Art gegenüber Aserbaidschan?

Wenn ja, welche waren dies?

Die Fragen 10 bis 13 werden zusammen beantwortet.
Durch den Parlamentarischen Staatssekretär Thomas Bareiß sind keine ent-
sprechenden Schreiben erfolgt.
Weiterhin wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.
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14. Wie haben sich die Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Bundesrepub-
lik Deutschland und Aserbaidschan zwischen 2007 und 2021 entwickelt
(bitte nach Jahr sowie Ein- und Ausfuhren aufführen)?

Die Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Aserbaidschan haben sich zwischen 2007 und 202l wie nachfolgend aufge-
schlüsselt entwickelt.

Jahr Deutsche Einfuhren* Deutsche Ausfuhren*
2007 1.086,1 446,1
2008 1.859,0 529,9
2009 1.185,6 431,1
2010 1.293,6 734,9
2011 1.472,7 846,6
2012 1.572,4 783,8
2013 2.451,6 825,0
2014 2.388,8 778,9
2015 2.176,6 684,1
2016 1.614,0 317,0
2017 1.002,9 351,9
2018 1.442,2 433,5
2019 1.348,3 443,1
2020 734,1 358,9
2021

Januar 3,0 20,0
Februar 58,1 45,5

März 61,4 71,4
*Zahlen des Statistischen Bundesamts, Angaben in Mio. Euro

15. Welche bilateralen Projekte wurden in den Jahren 2007 bis 2021 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und Aserbaidschan vereinbart,
begonnen und abgeschlossen (bitte entsprechend auflisten)?

Zur Beantwortung der Frage wird auf die als Anlage 2 beigefügte tabellarische 
Übersicht verwiesen.
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